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LANDESGESETZBLATT 
FÜR DAS BURGENLAND 

Jahrgang 2014 Ausgegeben und versendet am 17. Juli 2014 17. Stück 

31.  Gesetz vom 3. Juli 2014 mit dem die Gemeindewahlordnung 1992 geändert wird (Gemeindewahlord-
nungsnovelle 2014) (XX. Gp. RV 993 AB 1001) 

32. Gesetz vom 3. Juli 2014, mit dem das Burgenländische Pflichtschulgesetz 1995, das Burgenländische 
Landeslehrerinnen und -lehrer Diensthoheitsgesetz 1995, das Burgenländische Landeslehrer-Dienst-
rechtsausführungsgesetz und das Burgenländische Schulaufsichtsgesetz geändert werden (Schulbe-
hörden-Novelle 2014) (XX. Gp. IA 996 AB 1002) 

33. Gesetz vom 3. Juli 2014, mit dem das Burgenländische Elektrizitätswesengesetz 2006 - Bgld. ElWG 
2006, LGBl. Nr. 59, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 79/2013, geändert wird  

 (XX. Gp. IA 998 AB 1003) [CELEX Nr. 32009L0028] 
 

 

31. Gesetz vom 3. Juli 2014 mit dem die Gemeindewahlordnung 1992 geändert wird 
(Gemeindewahlordnungsnovelle 2014) 

Der Landtag hat beschlossen: 

Die Gemeindewahlordnung 1992 - GemWO 1992, LGBl. Nr. 54/1992, in der Fassung des Gesetzes 
LGBl. Nr. 79/2013, wird wie folgt geändert: 

1. In § 6 Abs. 3 wird das Zitat „§ 86 Burgenländische Gemeindeordnung“ durch das Zitat „§ 93 Burgen-
ländische Gemeindeordnung 2003“ ersetzt. 

2. In § 18 Abs. 1 wird das Zitat „BGBl. I Nr. 111/2010“ durch das Zitat „BGBl. I Nr. 134/2013“ und das 
Zitat „BGBl. I Nr. 67/2011“ durch das Zitat „BGBl. I Nr. 195/2013 und der Kundmachung BGBl. I 
Nr. 204/2013“ ersetzt. 

3. In § 21 Abs. 3 wird das Wort „Einspruchsverfahrens“ durch das Wort „Berichtigungsverfahrens“ 
ersetzt. 

4. § 23 lautet: 
„§ 23 

Berichtigungsverfahren 

(1) Innerhalb der Einsichtsfrist (§ 21 Abs. 1) kann jeder österreichische Staatsbürger und jeder Ange-
hörige eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union, der entweder im Wählerverzeichnis einge-
tragen ist oder für sich das Wahlrecht in der Gemeinde in Anspruch nimmt, unter Angabe seines Namens 
und der Wohnadresse gegen das Wählerverzeichnis wegen Aufnahme vermeintlich Nichtwahlberechtigter 
oder wegen Nichtaufnahme vermeintlich Wahlberechtigter mündlich durch persönliches Erscheinen oder 
schriftlich einen Antrag auf Berichtigung des Wählerverzeichnisses einbringen. 

(2) Berichtigungsanträge sind, falls sie schriftlich eingebracht werden, für jeden Einzelfall gesondert 
einzubringen. Berichtigungsanträge müssen beim Gemeindeamt (Magistrat) vor Ablauf der Einsichtsfrist 
eingebracht werden oder einlangen. 

(3) Hat der Berichtigungsantrag das Aufnahmebegehren eines vermeintlich Wahlberechtigten zum 
Gegenstand, sind auch die zur Begründung notwendigen Belege, insbesondere ein vom vermeintlich 
Wahlberechtigten ausgefülltes Wähleranlageblatt (Muster Anlage 1 Burgenländisches Wählerevidenz-
Gesetz, LGBl. Nr. 5/1996, in der jeweils geltenden Fassung) anzuschließen. Wird im Berichtigungsantrag 
die Streichung eines vermeintlich Nichtwahlberechtigten begehrt, ist der Grund hiefür anzugeben. Alle 
Berichtigungsanträge, auch mangelhaft belegte, sind von der Gemeinde entgegenzunehmen und weiter-
zuleiten. 
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(4) Die Gemeinde hat die Personen, gegen deren Aufnahme in das Wählerverzeichnis ein Berichti-
gungsantrag eingebracht wurde, hievon spätestens am Tag nach dem Einlangen des Antrags unter gleich-
zeitiger Bekanntgabe der Gründe nachweislich zu verständigen. Den Betroffenen steht es frei, mündlich 
oder schriftlich Einwendungen an die Gemeindewahlbehörde zu erheben. Einwendungen können nur 
berücksichtigt werden, wenn sie binnen vier Tagen nach Zustellung der Verständigung beim Gemeinde-
amt (Magistrat) einlangen oder vorgebracht werden. 

(5) Die Namen der Antragsteller unterliegen dem Amtsgeheimnis.“ 

5. § 24 lautet: 
„§ 24 

Entscheidung über Berichtigungsanträge 

(1) Über Berichtigungsanträge hat die Gemeindewahlbehörde binnen sechs Tagen nach Ende der 
Einsichtsfrist (§ 21 Abs. 1) mit Bescheid zu entscheiden. § 7 des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensge-
setzes 1991, BGBl. Nr. 51/1991, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 161/2013, findet An-
wendung. Der Bescheid ist dem Antragsteller sowie dem durch die Entscheidung Betroffenen unver-
züglich nachweislich zuzustellen. 

(2) Verspätet eingelangte Anträge sind von der Gemeindewahlbehörde zurückzuweisen.“ 

6. In § 25 Abs. 1 wird die Wortfolge „die Einspruchswerberin oder der Einspruchswerber“ durch die 
Wortfolge „die Antragstellerin oder der Antragsteller“ ersetzt. 

7. In § 27 Abs. 1 wird die Wortfolge „Nach Beendigung des Einspruchsverfahrens oder Beschwerde-
verfahrens vor dem Landesverwaltungsgericht“ durch die Wortfolge „Nach Beendigung der Berichti-
gungs- und Beschwerdeverfahren“ ersetzt. 

8. Der Titel des Abschnitts 4a lautet: 

„Wahlkarten und Sonderwahlbehörde“ 

9. § 30a lautet: 
„§ 30a 

Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte 

(1) Wahlberechtigte, die voraussichtlich am Wahltag verhindert sein werden, ihre Stimme vor der 
zuständigen Wahlbehörde abzugeben, etwa wegen Ortsabwesenheit, aus gesundheitlichen Gründen oder 
wegen Aufenthalts im Ausland, haben Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte für die Wahl des 
Gemeinderats und des Bürgermeisters. 

(2) Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte für die Ausübung des Wahlrechts haben ferner Perso-
nen, denen der Besuch des zuständigen Wahllokals am Wahltag infolge mangelnder Geh- und Transport-
fähigkeit oder Bettlägerigkeit, sei es aus Krankheits-, Alters- oder sonstigen Gründen, oder wegen ihrer 
Unterbringung in gerichtlichen Gefangenenhäusern, Strafvollzugsanstalten, im Maßnahmenvollzug oder 
in Hafträumen unmöglich ist.“ 

10. In § 30b Abs. 6 entfällt der letzte Satz. 

11. § 30c Abs. 1 sechster und siebenter Satz lauten: 

„Im Fall der Ausfolgung der Wahlkarte an eine bevollmächtigte Person ist der Antragsteller über die 
Ausfolgung schriftlich zu verständigen. Die Verständigung hat zu beinhalten, wann und an wen die 
Wahlkarte ausgefolgt wurde und diese ist auf dem Postweg zuzustellen.“ 

12. Nach dem § 30c wird folgender § 30d eingefügt: 

„§ 30d 

Ausübung des Wahlrechts vor der Sonderwahlbehörde 

(1) Personen, die gemäß § 30a Abs. 2 Anspruch auf Ausstellung einer Wahlkarte hätten, können 
stattdessen die Erteilung der Bewilligung zur Ausübung des Wahlrechts vor einer Sonderwahlbehörde 
beantragen. Dieser Antrag hat die genaue Angabe des Aufenthaltsortes des Antragstellers unter genauer 
Bezeichnung der Aufenthaltsräumlichkeiten zu enthalten. Diese Personen erhalten keine Wahlkarte. 

(2) Der Antrag auf Erteilung der Bewilligung zur Ausübung des Wahlrechts vor einer Sonderwahl-
behörde für die Wahl des Gemeinderats und des Bürgermeisters ist bei der Gemeinde, von der der Wahl-
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berechtigte aufgrund seines Wohnsitzes (§ 17) in das Wählerverzeichnis eingetragen wurde, beginnend 
mit dem Tag der Wahlausschreibung bis spätestens am zweiten Tag vor dem Wahltag, 12 Uhr, unter 
Angabe des Grundes gemäß § 30a schriftlich oder mündlich durch persönliches Erscheinen zu stellen. Die 
mündliche Antragstellung ist in einem Aktenvermerk zu dokumentieren. Beim mündlichen Antrag ist die 
Identität durch ein Dokument nachzuweisen, beim schriftlichen Antrag kann die Identität, sofern der 
Antragsteller nicht amtsbekannt ist oder der Antrag im Fall der elektronischen Einbringung nicht digital 
signiert ist, auch auf andere Weise, insbesondere durch Angabe der Passnummer, durch Vorlage oder 
Ablichtung eines Lichtbildausweises oder einer anderen Urkunde glaubhaft gemacht werden. 

(3) Ist eine Person nicht in der Lage selbst einen Antrag auf Erteilung der Bewilligung zur Ausübung 
des Wahlrechts vor einer Sonderwahlbehörde zu stellen, kann dieser Antrag auch von einer anderen wahl-
berechtigten Person gestellt werden. In diesem Fall hat der Antragsteller neben der Identität des Wahlbe-
rechtigten auch seine Identität nachzuweisen, wobei Abs. 2 sinngemäß anzuwenden ist. 

(4) Bei Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Abs. 1 hat die Gemeinde die Bewilligung zur Aus-
übung des Wahlrechts vor der Sonderwahlbehörde zu erteilen. Wurde die Bewilligung zur Ausübung des 
Wahlrechts vor einer Sonderwahlbehörde erteilt, ist dies in der Rubrik „Anmerkungen“ bei dem be-
treffenden Wähler mit den Worten „Bewilligung gemäß § 30d“ oder „Sonderwahlbehörde“ in auffälliger 
Weise zu vermerken. 

(5) Ein Wahlberechtigter ist von der Gemeinde ehest möglich in Kenntnis zu setzen, wenn seinem 
Antrag auf Erteilung der Bewilligung zur Ausübung des Wahlrechts vor einer Sonderwahlbehörde nicht 
Folge gegeben wurde. 

(6) Wird dem Antrag stattgegeben, ist der Wähler hierüber schriftlich zu verständigen. Die Ver-
ständigung hat zu beinhalten, wann und von wem der Antrag gestellt wurde sowie in welchem Zeitraum 
am Wahltag der Besuch der Sonderwahlbehörde erfolgen wird und diese ist auf dem Postweg zuzustellen. 

(7) Die Gemeinde hat spätestens zwei Tage vor dem Wahltag sämtliche gemäß Abs. 4 erteilten Be-
willigungen in ein besonderes Verzeichnis (Muster Anlage 2) unter genauer Angabe des Aufenthaltsortes 
und der Aufenthaltsräumlichkeiten des Wahlberechtigten einzutragen und der Sonderwahlbehörde zu 
übermitteln. 

(8) Fallen bei einem Wahlberechtigten nachträglich die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme 
einer Wahlkarte aus Gründen des Abs. 1 weg, so hat er die Gemeinde, in deren Bereich er sich aufge-
halten hat, spätestens am zweiten Tag vor dem Wahltag, 14 Uhr, persönlich zu verständigen, dass er auf 
einen Besuch durch eine Sonderwahlbehörde verzichtet, wobei die Identität in sinngemäßer Anwendung 
des Abs. 2 nachzuweisen ist. Die Anmerkung im Wählerverzeichnis gemäß Abs. 4 ist in diesem Fall zu 
streichen.“ 

13. In § 50 Abs. 2 zweiter Satz wird die Wortfolge „von der Bezirkswahlbehörde“ durch die Wortfolge 
„vom Gemeindewahlleiter“ ersetzt. 

14. § 55a lautet: 
„§ 55a 

Stimmabgabe im Wege der Briefwahl 

(1) Das Wahlrecht kann von denjenigen Wahlberechtigten, denen gemäß § 30b eine Wahlkarte aus-
gestellt wurde, innerhalb der Fristen des Abs. 2 im Weg der Übermittlung der verschlossenen Wahlkarte 
an die zuständige Gemeinde oder am Wahltag durch persönliche Abgabe der Wahlkarte bei jener 
Wahlbehörde, in deren Wählerverzeichnis die Person eingetragen ist, ausgeübt werden (Briefwahl). 

(2) Hiezu hat der Wähler den von ihm ausgefüllten amtlichen Stimmzettel für die Wahl des Gemein-
derats und des Bürgermeisters in das Wahlkuvert zu legen und dieses unverschlossen in die Wahlkarte zu 
legen. Sodann hat er auf der Wahlkarte durch eigenhändige Unterschrift eidesstattlich zu erklären, dass er 
den amtlichen Stimmzettel persönlich, unbeobachtet und unbeeinflusst ausgefüllt hat. Anschließend ist 
die Wahlkarte zu verschließen und so rechtzeitig an die zuständige Gemeinde zu übermitteln, dass die 
Wahlkarte dort spätestens am zweiten Tag vor dem Wahltag bis 14 Uhr einlangt. Weiters kann der 
Wähler die ausgefüllte Wahlkarte am Wahltag während der Öffnungszeiten des Wahllokals bei jener 
Wahlbehörde, in deren Wählerverzeichnis er eingetragen ist, persönlich abgeben. Diese Wahlkarten sind 
zu den bereits gemäß Abs. 4 vom Bürgermeister übernommenen Wahlkarten zu legen. In diesem Fall ist 
das vom Bürgermeister gemäß Abs. 4 übergebene Verzeichnis von der Wahlbehörde entsprechend zu 
ergänzen, wobei ausdrücklich zu vermerken ist, von wem die Wahlkarte übergeben wurde. Aus der Wahl-
karte mit der eidesstattlichen Erklärung hat die Identität des Wählers hervorzugehen. Die Kosten für eine 
Übermittlung der Wahlkarte mittels des ausgefolgten Überkuverts an die zuständige Gemeinde im 
Postweg hat das Land zu tragen. 
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(3) Die Stimmabgabe im Wege der Briefwahl ist nichtig, wenn 

 1. die Wahlkarte nicht spätestens am zweiten Tag vor dem Wahltag bis 14 Uhr bei der zuständigen 
Gemeindewahlbehörde eingelangt ist, 

 2. die Wahlkarte nicht am Wahltag persönlich während der Öffnungszeiten des Wahllokals bei 
jener Wahlbehörde abgegeben wurde, in deren Wählerverzeichnis der Wahlberechtigte einge-
tragen ist, 

 3. die Prüfung auf Unversehrtheit ergeben hat, dass die Wahlkarte derart beschädigt ist, dass ein 
vorangegangenes missbräuchliches Entnehmen oder Zurücklegen des inliegenden Wahlkuverts 
nicht ausgeschlossen werden kann, 

 4. die Wahlkarte unverschlossen ist, 

 5. die eidesstattliche Erklärung auf der Wahlkarte nicht oder nachweislich nicht durch den Wahl-
berechtigten abgegeben wurde, 

 6. die Wahlkarte kein Wahlkuvert enthält, 

 7. die Wahlkarte zwei oder mehrere Wahlkuverts enthält oder 

 8. das Wahlkuvert zugeklebt ist. 

(4) Der Bürgermeister hat die bis zum zweiten Tag vor dem Wahltag eingelangten Wahlkarten mit 
dem Datum des Einlangens, am zweiten Tag vor der Wahl auch mit der Uhrzeit, gesondert für jeden 
Wahlsprengel mit einer fortlaufenden Nummer zu versehen und amtlich unter Verschluss zu verwahren. 
Über die eingelangten Wahlkarten ist für jeden Wahlsprengel ein Verzeichnis zu führen, in dem vermerkt 
wird, von welchem Wähler und wann die Wahlkarte eingelangt ist. Die bis zum zweiten Tag vor dem 
Wahltag, 14 Uhr, eingelangten Wahlkarten sind am Wahltag vor Beginn der Wahlhandlung ungeöffnet 
gemeinsam mit dem Verzeichnis der Sprengelwahlbehörde, bei Gemeinden ohne Wahlsprengel der Ge-
meindewahlbehörde, zu übergeben.“ 

15. § 66 Abs. 2a lautet: 

„(2a) Die Sprengelwahlbehörde, in Gemeinden ohne Wahlsprengel die Gemeindewahlbehörde, hat 
die Anzahl der vom Bürgermeister gemäß § 55a Abs. 4 übernommenen Wahlkarten und die am Wahltag 
abgegebenen Wahlkarten zu überprüfen und die Anzahl in der Niederschrift festzuhalten. Anschließend 
prüft sie, ob bei den übernommenen Wahlkarten ein Nichtigkeitsgrund gemäß § 55a Abs. 3 Z 1 bis 5 
vorliegt. Danach öffnet der Wahlleiter jene Wahlkarten, bei denen kein Nichtigkeitsgrund gemäß § 55a 
Abs. 3 Z 1 bis 5 vorliegt und entnimmt den Inhalt. Sodann prüft die Sprengelwahlbehörde, in Gemeinden 
ohne Wahlsprengel die Gemeindewahlbehörde, ob ein Nichtigkeitsgrund gemäß § 55a Abs. 3 Z 6 bis 8 
vorliegt. Wahlkarten, bei denen ein Nichtigkeitsgrund vorliegt, dürfen in die Ergebnisermittlung nicht 
einbezogen werden. Sie sind samt allfälligem Inhalt dem Wahlakt unter Verschluss beizufügen. Die 
Gründe für das Versagen der Einbeziehung sind ebenfalls in der Niederschrift festzuhalten. Aus den ein-
zubeziehenden Wahlkarten werden die darin enthaltenen Wahlkuverts vom Wahlleiter in die Wahlurne 
gelegt und von der Wahlbehörde in ihre eigenen Feststellungen gemäß Abs. 4 ununterscheidbar einbe-
zogen.“ 

16. In § 67 Abs. 1 wird nach Z 5 folgende Z 5a eingefügt: 

 „5a. die Namen der Wahlkartenwähler, deren Wahlkarten wegen Nichtigkeit nicht in die Ergebniser-
mittlung einbezogen wurden, unter Angabe des Nichtigkeitsgrundes,“ 

17. In § 67 Abs. 2 werden nach Z 3 folgende Z 3a und 3b eingefügt: 

 „3a. das vom Bürgermeister gemäß § 55a Abs. 4 und allenfalls gemäß § 55a Abs. 2 ergänzte Ver-
zeichnis mit den Namen der Wahlkartenwähler, 

 3b. die Wahlkarten,“ 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Steier Nießl 
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32. Gesetz vom 3. Juli 2014, mit dem das Burgenländische Pflichtschulgesetz 1995, das 
Burgenländische Landeslehrerinnen und -lehrer Diensthoheitsgesetz 1995, das Burgen-
ländische Landeslehrer-Dienstrechtsausführungsgesetz und das Burgenländische Schul-
aufsichtsgesetz geändert werden (Schulbehörden-Novelle 2014) 

Der Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Burgenländischen Pflichtschulgesetzes 1995 

Das Burgenländische Pflichtschulgesetz 1995, LGBl. Nr. 36/1995, in der Fassung des Gesetzes 
LGBl. Nr. 2/2014, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 5 Abs. 3 wird die Wortfolge „2012/13 und 2013/14“ durch die Wortfolge „2014/2015 und 
2015/2016“ ersetzt. 

2. Im § 11 Abs. 5 wird das Wort „Bezirksschulrates“ durch das Wort „Landesschulrates“ ersetzt. 

3. Im § 13 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „, des Bezirksschulrates (Kollegium)“. 

4. Im § 15 Abs. 4 wird das Wort „Bezirksschulrates“ durch das Wort „Landesschulrates“ ersetzt. 

5. Im § 17 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „, des Bezirksschulrates (Kollegium)“. 

6. Im § 17b Abs. 4 wird das Wort „Bezirksschulrates“ durch das Wort „Landesschulrates“ ersetzt. 

7. Im § 17d Abs. 1 entfällt die Wortfolge „, des Bezirksschulrates (Kollegium)“. 

8. Im § 19 Abs. 7 entfällt im ersten Satz die Wortfolge „, des Bezirksschulrates (Kollegium)“ und im 
zweiten Satz wird das Wort „Bezirksschulrat“ durch das Wort „Landesschulrat“ ersetzt. 

9. Im § 23 Abs. 3 wird das Wort „Bezirksschulrates“ durch das Wort „Landesschulrates“ ersetzt. 

10. Im § 25 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „, des Bezirksschulrates (Kollegium)“. 

11. § 38 Abs. 9 zweiter Satz lautet: 

„Bei Lehrlingen ist statt des Wohnortes der Betriebsstandort, bei mehreren Betriebsstätten die im Lehr-
vertrag als Hauptbetriebsstätte genannte Betriebsstätte maßgeblich; bei berufsschulpflichtigen Personen in 
Ausbildungsverhältnissen sowie bei Personen, die gemäß § 20 Abs. 2 und § 21 Abs. 2 Schulpflichtgesetz 
1985, BGBl. Nr. 76/1985, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr. 77/2013, zum Besuch der Berufs-
schule berechtigt sind, ist der Wohnort maßgeblich.“ 

12. Im § 38 Abs. 11 zweiter Satz wird nach dem Wort „einzuholen“ die Wortfolge „sowie den Landes-
schulrat anzuhören“ eingefügt. 

13. § 38 Abs. 12 lautet: 

„(12) Der sprengelfremde Schulbesuch nach Abs. 11 ist von der Bezirksverwaltungsbehörde zu 
untersagen, wenn 

 a) der gesetzliche Schulerhalter die Aufnahme des dem Schulsprengel nicht angehörigen Schul-
pflichtigen verweigert (Abs. 8), 

 b) in der sprengelmäßig zuständigen Schule eine Klassenzusammenlegung eintreten, 

 c) in der sprengelmäßig zuständigen Schule eine gesetzlich festgelegte Mindestanzahl von Klassen-
schülerinnen oder Klassenschülern unterschritten oder 

 d) in der um die Aufnahme ersuchten sprengelfremden Schule eine Vermehrung der Anzahl der 
Klassen eintreten 

würde.“ 

14. Im § 38 Abs. 13 entfällt die Wortfolge „nach Anhörung des Bezirksschulrats (Kollegium)“. 
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15. Im § 38 Abs. 14 entfällt im ersten Satz die Wortfolge „und zur Anhörung berufen jener Bezirksschulrat 
(Kollegium)“ und im zweiten Satz die Wortfolge „und tritt an die Stelle des anzuhörenden Bezirks-
schulrates der Landesschulrat (Kollegium)“. 

16. Im § 42 Abs. 3 Z 2 lit. a wird das Wort „Wohnsitz“ durch das Wort „Hauptwohnsitz“ ersetzt. 

17. Im § 42 Abs. 6 erster Satz entfällt nach dem Wort „Schulerhaltungsbeiträge“ das Wort „erfolgt“ und 
das Wort „beteiligten“ wird durch das Wort „beitragspflichtigen“ ersetzt; der zweite Satz lautet: 

„Bei Berufsschulen ist für die Ermittlung der Schülerinnen- und Schülerzahl die Gesamtzahl der in den 
beitragspflichtigen Gebietskörperschaften beschäftigten Lehrlingen und wohnhaften berufsschulpflich-
tigen Personen in Ausbildungsverhältnissen und Personen, die zum Besuch der Berufsschule berechtigt 
sind, maßgeblich, die im Kalenderjahr die Berufsschule besucht haben.“ 

18. Dem § 58 wird folgender Abs. 9 angefügt: 

„(9) § 38 Abs. 9 und § 42 Abs. 6 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 32/2014 treten mit 
1. September 2013 in Kraft; § 5 Abs. 3, § 11 Abs. 5, § 13 Abs. 1, § 15 Abs. 4, § 17 Abs. 1, § 17b Abs. 4, 
§ 17d Abs. 1, § 19 Abs. 7, § 23 Abs. 3, § 25 Abs. 1, § 38 Abs. 11 bis 14 und § 42 Abs. 3 in der Fassung 
des Gesetzes LGBl. Nr. 32/2014 treten mit 1. August 2014 in Kraft und gleichzeitig entfällt § 38 
Abs. 14.“ 

Artikel II 

Änderung des Burgenländischen Landeslehrerinnen und -lehrer 
Diensthoheitsgesetzes 1995 

Das Burgenländische Landeslehrerinnen und -lehrer Diensthoheitsgesetz 1995, LGBl. Nr. 62/1995, 
in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 79/2013, wird wie folgt geändert: 

1. Im § 1 Abs. 2 wird die Wortfolge „gelten die §§ 5 und 6“ durch die Wortfolge „gilt § 6“ ersetzt. 

2. § 2 Abs. 2 lautet: 

„(2) Die Schulbehörden des Bundes (§§ 3 und 6) haben bei den im Abs. 1 angeführten Aufgaben in 
nachstehender Weise mitzuwirken:  

 a) vor Festsetzung des Stellenplanes ist dem Landesschulrat Gelegenheit zur Stellungnahme zu 
geben; 

 b) vor Bewilligung des Diensttausches zwischen Inhaberinnen und Inhabern schulfester Stellen an 
Volks- und Hauptschulen, Neuen Mittelschulen, Sonderschulen, Polytechnischen Schulen sowie 
an Berufsschulen ist das Kollegium des Landesschulrates zu hören; 

 c) vor Ausübung des Gnadenrechtes hinsichtlich der Landeslehrerinnen und Landeslehrer für 
Volks- und Hauptschulen, Neue Mittelschulen, Sonderschulen, Polytechnische Schulen sowie für 
Berufsschulen ist dem Landesschulrat Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.“ 

3. Im § 3 wird in lit. e die Wortfolge „Polytechnischen Lehrgängen“ durch die Wortfolge „Polytech-
nischen Schulen“ ersetzt und in lit. f entfällt die Wortfolge „gemäß § 25 Z 2 bis 4 Landeslehrer-Dienst-
rechtsgesetz 1984“. 

4. §§ 4 und 5 entfallen. 

5. § 6 lautet: 
„§ 6 

Landesschulrat 

Dem Landesschulrat obliegt die Durchführung der nicht in den §§ 2 und 3 angeführten Maßnahmen, 
insbesondere 

 a) die Versetzung eines Landeslehrers von einem Verwaltungsbezirk in den anderen (§ 19 Abs. 2 
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984); 

 b) die Betrauung mit der Leitung einer Schule gemäß § 27 Abs. 2 Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 
1984; 

 c) die Verleihung von Amtstiteln gemäß § 55 Abs. 2 Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984 und die 
Antragstellung betreffend die Verleihung von Berufstiteln und Ehrenzeichen; 
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 d) die Verhängung der vorläufigen Suspendierung gemäß § 80 Abs. 1 Landeslehrer-Dienstrechtsge-
setz 1984; 

 e) die Erlassung einer Disziplinarverfügung gemäß § 100 Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984; 

 f) die Verleihung von Leiterinnen- und Leiterstellen gemäß § 26 Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 
1984 mit den damit verbundenen Ernennungen auf eine andere Planstelle gemäß § 8 Landes-
lehrer-Dienstrechtsgesetz 1984. Der Landesschulrat kann eine Leiterinnen- und Leiterstelle nur 
an eine Bewerberin oder einen Bewerber verleihen, die oder der im Besetzungsvorschlag des 
Kollegiums des Landesschulrates aufscheint; 

 g) die vorübergehende Zuweisung von Landeslehrern gemäß § 21 Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 
1984; 

 h) die Bewilligung des Diensttausches gemäß § 20 Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984; 

 i) die Stellungnahme in Angelegenheiten des Gnadenrechtes gemäß § 105 Landeslehrer-Dienst-
rechtsgesetz 1984; 

 j) die Erteilung von Dienstreiseaufträgen für Dienstreisen; 

 k) die Anordnung von Mehrdienstleistungen gemäß § 43 Abs. 3 Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 
1984 und deren Überprüfung; 

 l) die Gewährung eines Sonderurlaubes bis zu drei Tagen gemäß § 57 Landeslehrer-Dienstrechtsge-
setz 1984; 

 m) die Gewährung einer Pflegefreistellung gemäß § 59 Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984; 

 n) Ernennung gemäß § 6 Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984; 

 o) neuerliche Ausschreibung von Leiterinnen- und Leiterstellen gemäß § 26 Abs. 6 letzter Satz 
Landeslehrer-Dienstrechtsgesetz 1984; 

 q) Zuweisung von Landeslehrern an eine Schule gemäß § 19 Abs. 1 Landeslehrer-Dienstrechts-
gesetz 1984.“ 

6. Nach § 6 wird folgender § 6a eingefügt: 

„§ 6a 

Schulleiterinnen und Schulleiter 

Der Schulleiterin oder dem Schulleiter obliegt hinsichtlich der an der Schule als Stammschule 
verwendeten Lehrpersonen 

 a) die Gewährung eines Sonder- oder Karenzurlaubes bis zu einem Tag; 

 b) die Gewährung einer Pflegefreistellung bis zu einem Tag; 

 c) die Freistellung für Fort- und Weiterbildungen bis zu einem Tag; 

 d) die Führung der personenbezogenen Daten.“ 

7. Im § 7 wird die Wortfolge „dem Bezirksschulrat der Landesschulrat und gegenüber diesem“ durch die 
Wortfolge „dem Landesschulrat“ ersetzt. 

8. Im § 8 Abs. 1 wird die Wortfolge „bei jedem Bezirksschulrat“ durch die Wortfolge „beim Landes-
schulrat“ ersetzt. 

9. § 8 Abs. 2 lit. a und b lautet: 

 „a) die Amtsdirektorin oder der Amtsdirektor des Landesschulrates oder ihre bzw. seine Vertretung 
im Amte als Vorsitzende oder Vorsitzender; 

 b) die örtlich zuständige Pflichtschulinspektorin oder der örtlich zuständige Pflichtschulinspektor 
für allgemein bildende Pflichtschulen;“ 

10. § 8 Abs. 3 entfällt. 

11. Im § 12 Abs. 2 lit. b wird das Wort „Bezirksschulinspektoren“ durch die Wortfolge „Pflichtschul-
inspektorinnen und Pflichtschulinspektoren für allgemein bildende Pflichtschulen“ ersetzt. 

12. Im § 17 erhält der mit LGBl. Nr. 79/2013 eingefügte Abs. 3 die Absatzbezeichnung „(4)“ und fol-
gender Abs. 5 wird angefügt: 

„(5) § 1 Abs. 2, § 2 Abs. 2, § 3 lit. e und f, §§ 6, 6a, 7, 8 Abs. 1 und 2 sowie § 12 Abs. 2 in der 
Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 32/2014 treten mit 1. August 2014 in Kraft; gleichzeitig entfallen §§ 4, 5 
und 8 Abs. 3.“ 
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Artikel III 

Änderung des Burgenländischen Landeslehrer-Dienstrechtsausführungsgesetzes 

Das Burgenländische Landeslehrer-Dienstrechtsausführungsgesetz, LGBl. Nr. 45/2003, wird wie 
folgt geändert: 

1. In der Promulgationsklausel wird das Zitat „BGBl. Nr. 302, zuletzt geändert mit Gesetz BGBl. I 
Nr. 7/2003“ durch das Zitat „BGBl. Nr. 302/1984, zuletzt geändert mit Gesetz BGBl. I Nr. 8/2014“ 
ersetzt.  

2. Im § 1 Abs. 1 wird im ersten Satz die Wortfolge „mit dem zuständigen Bezirksschulinspektor“ durch 
die Wortfolge „mit der zuständigen Pflichtschulinspektorin oder dem zuständigen Pflichtschulinspektor 
für allgemein bildende Pflichtschulen“ und im zweiten Satz das Wort „Bezirksschulrat“ durch das Wort 
„Landesschulrat“ ersetzt. 

3. Im § 1 Abs. 2 wird das Zitat „BGBl. Nr. 302, zuletzt geändert mit Gesetz BGBl. I Nr. 7/2003“ durch 
das Zitat „BGBl. Nr. 302/1984, zuletzt geändert mit Gesetz BGBl. I Nr. 8/2014“ ersetzt. 

4. Im § 2 wird das Zitat „BGBl. Nr. 302, zuletzt geändert mit Gesetz BGBl. I Nr. 7/2003“ durch das Zitat 
„BGBl. Nr. 302/1984, zuletzt geändert mit Gesetz BGBl. I Nr. 8/2014“ ersetzt und die Wortfolge „; dies 
mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Bezirksschulinspektors der zuständige Landesschulinspektor und 
an die Stelle des Bezirksschulrates der Landesschulrat für Burgenland tritt“ entfällt. 

5. Nach § 2 wird folgender § 3 angefügt: 

„§ 3 

Die Promulgationsklausel, §§ 1 und 2 in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 32/2014 treten mit 
1. August 2014 in Kraft.“ 

Artikel IV 

Änderung des Burgenländischen Schulaufsichtsgesetzes 

Das Burgenländische Schulaufsichtsgesetz, LGBl. Nr. 5/1964, in der Fassung des Gesetzes LGBl. 
Nr. 23/2004, wird wie folgt geändert: 

1. In der Promulgationsklausel entfällt das Zitat „, 14“ und nach dem Zitat „BGBl. Nr. 240/1962“ wird 
das Zitat „, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I Nr.  64/2013“ eingefügt. 

2. Die Abschnittsbezeichnung „Abschnitt I“ sowie die Abschnittsüberschrift „Kollegium des Landesschul-
rates“ entfallen. 

3. Im § 1 Abs. 1 lit. b Z 9 wird das Zitat „Schülervertretungsgesetzes, BGBl. Nr. 284/1990“ durch das 
Zitat „Schülervertretungengesetzes, BGBl. Nr. 284/1990, in der Fassung des Gesetzes BGBl. I 
Nr. 75/2013“ ersetzt. 

4. Abschnitt II entfällt. 

5. Die Abschnittsbezeichnung „Abschnitt III“ sowie die Abschnittsüberschrift „Gemeinsame Bestimmun-
gen und Schlussbestimmungen“ entfallen. 

6. Im § 6 wird im ersten Satz die Wortfolge „der Kollegien des Landesschulrates und der Bezirksschul-
räte“ durch die Wortfolge „des Kollegiums des Landesschulrates“ ersetzt und der zweite Satz entfällt. 

7. Im § 7 wird die Wortfolge „die Kollegien des Landesschulrates und des Bezirksschulrates“ durch die 
Wortfolge „das Kollegium des Landesschulrates“ ersetzt und die Wortfolge „bzw. den einzelnen Bezirks-
schulräten“ entfällt. 

8. Im § 8 wird im ersten Satz die Wortfolge „der Kollegien des Landesschulrates und der Bezirksschul-
räte“ durch die Wortfolge „des Kollegiums des Landesschulrates“ sowie im zweiten Satz das Wort „Jedes“ 
durch das Wort „Das“ ersetzt. 

9. Im § 9 Abs. 1 entfällt die Wortfolge „oder Bezirksschulrates“. 
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10. Im § 10 entfällt die Wortfolge „oder eines Bezirksschulrates“. 

11. Im § 11 Abs. 4 wird die Wortfolge „der Kollegien des Landesschulrates und der Bezirksschulräte“ 
durch die Wortfolge „des Kollegiums des Landesschulrates“ ersetzt. 

12. Die Abschnittsbezeichnung „IV. Abschnitt“ sowie die Abschnittsüberschrift „Übergangsbestimmun-
gen“ entfallen. 

13. § 12 lautet: 
„§ 12 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Tage seiner Kundmachung im Landesgesetzblatt in Kraft. 

(2) Die Promulgationsklausel, §§ 6, 7, 8, 9 Abs. 1, §§ 10 und 11 Abs. 4 in der Fassung des Gesetzes 
LGBl. Nr. 32/2014 treten mit 1. August 2014 in Kraft; gleichzeitig entfallen die Abschnittsbezeichnungen 
I, III und IV samt Abschnittsüberschriften und der Abschnitt II.“ 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 

 Steier Nießl 

 

33. Gesetz vom 3. Juli 2014, mit dem das Burgenländische Elektrizitätswesengesetz 2006 - 
Bgld. ElWG 2006, LGBl. Nr. 59, in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 79/2013, geändert 
wird 

Der Landtag hat beschlossen: 

Das Burgenländische Elektrizitätswesengesetz 2006 - Bgld. ElWG 2006, LGBl. Nr. 59, in der Fas-
sung des Gesetzes LGBl. Nr. 79/2013, wird wie folgt geändert: 

In § 2 Abs. 1 Z 18 wird nach dem Wort „Erdwärme“ die Wortfolge „aerothermische Energie, hydro-
thermische Energie,“ eingefügt. 

 Der Präsident des Landtages:  Der Landeshauptmann: 
 Steier Nießl 
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